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was wird uns aus dem Jahr 2018 besonders in Erinnerung     
bleiben?

Sicherlich ein Sommer, der schon im April begann und 
– mit nur kurzen Unterbrechungen – bis in den Novem-
ber hinein andauerte, und eine für die deutsche National-    
mannschaft bemerkenswert kurze Fußball-Weltmeister-
schaft. Über die in 2018 für SOH wichtigen Ereignisse 
wollen wir in dieser Ausgabe der SOH News berichten:

Wir haben uns in diesem Jahr mit gleich vier hochqua- 
lifizierten und bereits berufserfahrenen „High Poten-       
tials“ verstärkt. Im Rahmen dieser Ausgabe stellen sich 
Ihnen die SOH-Neuzugänge Dr. Moritz Kraft, Dr. Martin 
Minkner, Dr. Christian Mehrens und Dr. Niklas Füch-  
tenkord vor. Die Erweiterung um vier anwaltliche Bera-
ter innerhalb eines Jahres ist Ausdruck Ihres Vertrauens 
in unsere anwaltliche Dienstleistung, für das wir uns bei  
dieser Gelegenheit ausdrücklich bei Ihnen bedanken. 

Wer SOH länger kennt, weiß, dass wir schon immer an 
unserem derzeitigen Standort in unmittelbarer Nähe des 
Landgerichts Essen ansässig waren. Dort ist unser anwalt-
liches Beratungsunternehmen kontinuierlich gewachsen. 
Viele Mandanten fahren, wenn Sie uns besuchen, „zum 
Haumannplatz“. Umso schwerer ist uns die Entscheidung 
gefallen, von unserem jahrzehntelangen Bürostandort 
Abschied zu nehmen, was aber – wie es jetzt wohl heißt 
– „alternativlos“ ist. Denn aufgrund unseres deutlichen 
Wachstums und der Ausdehnung unseres Beratungsange-
botes bietet der Standort am Haumannplatz leider keine 
Entwicklungs- und Ausbaureserven mehr. Deshalb haben 
wir uns nach neuen und größeren Räumlichkeiten um-
gesehen, die uns auch in Zukunft weiteres Wachstum er-
möglichen.

Erfreulicherweise war die Suche im Sommer dieses Jahres 
erfolgreich, weshalb wir voraussichtlich Mitte des Jahres 
2019 umziehen können. Hierüber werden wir Sie natür-

Liebe Leserinnen und Leser,

Editorial

Dr. Till Wegmann Dr. Notker LützenrathDr. Jochen Schmidt

lich rechtzeitig informieren. Schon jetzt, auch um Sie ein 
wenig neugierig zu machen: wir werden natürlich im     
Essener Süden bleiben und in zentraler Lage ein deutlich 
größeres und modernes Gebäude beziehen. Nähere Infor-
mationen dazu folgen!

Und noch etwas gilt es an dieser Stelle – last but not least 
– zu berichten:
Unser Seniorpartner Dr. Jochen Schmidt wird zum Ende 
des Jahres 2018 aus der Geschäftsführung von SOH aus-
scheiden, aber als Partner und Gesellschafter an Bord 
bleiben. Er hat die Geschäftsführung von SOH über Jahr-
zehnte hinweg wesentlich geprägt und maßgeblich dazu 
beigetragen, dass unsere Sozietät ihren heutigen Platz ein-
nimmt.

Mit Wirkung zum 01.01.2019 haben die Partner von SOH 
Dr. Alexander Remplik und Dr. Jochen Lehmann zu wei-
teren Geschäftsführern von SOH bestellt. Wir wünschen 
ihnen allzeit eine glückliche Hand!

Ihnen und Ihren Familien wünschen wir ein gesegnetes 
Weihnachtsfest und einen guten Rutsch in ein glückliches 
und erfolgreiches Jahr 2019. 

Viel Spaß beim Lesen der 14. Ausgabe unserer SOH News!

Ihre 
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Dr. Jochen Lehmann Dr. Cay Fürsen

Herr Dr. Martin Minkner gehört seit April 2018 unserem Bereich 
Gewerblicher Rechtsschutz an. Er ist aus einer großen mittelstän-
dischen Wirtschaft skanzlei in Köln zu uns gestoßen. Seine Arbeits-
schwerpunkte bei SOH liegen im Marken- und Wettbewerbsrecht, 
im Datenschutzrecht sowie im Online- und IT-Recht.

Herr Dr. Christian Mehrens ist nach einer knapp zehnjährigen  
Tätigkeit in einer der führenden Wirtschaft srechtskanzleien zum 
Juni 2018 zu uns gewechselt und verstärkt unser arbeitsrechtliches 
Dezernat. Er verfügt über eine große Praxiserfahrung in der gesamten 
Bandbreite des Individual- und Kollektivarbeitsrechts, einschließlich 
der Begleitung von komplexen Reorganisationsprojekten.

Dr. Martin Minkner 

Dr. Christian Mehrens 

Neu im SOH-Team 

Herr Dr. Moritz Kraft  verstärkt unser Team seit April 2018. Vor 
seiner Tätigkeit bei SOH war er für die Corporate/M&A-Abteilung 
einer internationalen Großkanzlei in Düsseldorf und für eine mit-
telständische Kanzlei tätig. Seine Beratungsschwerpunkte liegen im 
Handels-, Gesellschaft s- und Immobilienrecht, in der Begleitung von 
M&A-Transaktionen und bei der Beratung von Venture Capital- und 
Private Equity-Fonds.

Dr. Moritz Kraft

Herr Dr. Niklas Füchtenkord berät seit Juni 2018 die Mandanten 
unseres medizinrechtlichen Dezernats. Er hat zunächst im Medizin- 
und Krankenhausrecht promoviert und in diesem Bereich in einer 
internationalen Rechtsanwaltsgesellschaft  in Köln gearbeitet. Wir 
freuen uns, ihn als Rechtsanwalt bei SOH begrüßen zu dürfen.

Dr. Niklas Füchtenkord 

„Wir fördern Ihre Promotion!“
lautete das Motto, welches im Oktober 2018 hochqualifi zierte Nachwuchsjuristen zu uns 

nach Essen lockte, um ihr Dissertationsvorhaben vorzustellen und unser erstmalig ausgelobtes 
SOH-Stipendium zu ergattern. Am Ende konnten wir vier Stipendien vergeben. 

Dass wir eine Affi  nität zu promo-
vierten Rechtsanwälten haben, ist bei 
unseren Mandanten und im Markt 
bekannt. Wir wissen, dass wir durch 
dieses SOH-Markenzeichen beson-
ders hohe Anforderungen an poten-
tielle Bewerber auf dem hart um-
kämpft en Recruiting-Markt stellen. 
Aus diesem Grund erfüllt unser erst-
malig initiiertes SOH-Stipendium für 
Jura-Doktoranden zwei Funktionen: 
Wir knüpfen frühzeitig persönlichen 
Kontakt zu einem hochkarätigen Ta-
lentpool und wir unterstützen den 
Nachwuchs, unsere Erwartungen zu 
erfüllen. 

Nachdem wir im Frühjahr die 
SOH-Promotionsförderung über 
unsere Kooperationen und (Alum-
ni-)Kontakte zu den maßgeblichen 
Begabtenförderungen und Universi-
täten publik gemacht hatten, waren 
wir doch etwas aufgeregt. Wie viele 
werden sich bewerben? Erfüllen die 
Bewerber unsere Anforderungen 
und passen Sie zu unserem Förder-
programm? 

Zu unserer großen Begeisterung 
war unsere Aufregung indes grund-
los. Die Resonanz auf unsere Aus-
schreibung war beeindruckend und 
für uns Bestätigung, dass wir mit 
unserem Konzept eine echte „Markt-
lücke“ identifi ziert hatten. Aus einer 
Vielzahl an sehr qualifi zierten Be-
werbungen konnten wir insgesamt 
10 Top-Nachwuchsjuristen zu uns 
an den Haumannplatz einladen, um 
in einem halbtägigen Workshop/
Auswahlseminar mit den Bewerbern 
über ihre Promotionsthemen zu dis-

kutieren sowie uns und die Karriere-
perspektiven in einer der angesehens-
ten Wirtschaft srechtskanzleien des 
Ruhrgebiets vorzustellen.

Im Anschluss an spannende 
Diskussionen über „Vereinsklas-
senabgrenzungen“, die „Flexibili-
sierungen von Ruhezeiten“, „Asset 
Stripping Rules“ oder auch die Re-
gulierung von digitalem Geld im 
Blockchain-Zeitalter stand bei einem 
gemeinsamen Abendessen auf der 
Margarethenhöhe dann aber nicht 
mehr das Motto „zwei Juristen, drei 
Meinungen“ im Vordergrund, son-
dern das persönliche Kennenlernen.

Am Schluss waren sich alle ei-
nig: Es war eine rundum gelungene 
Initiative, die wir im nächsten Jahr 
wiederholen werden. Und unsere 
tollen Bewerber haben uns die Aus-
wahlentscheidung wirklich schwer 
gemacht. Unsere vier SOH-Stipen-
diaten dürfen sich nun über einen 
Druckkostenzuschuss, das Angebot 
der Tätigkeit als wissenschaft licher 
Mitarbeiter in unserem Hause und 
die Unterstützung ihrer Dissertation 
durch einen SOH-Mentor freuen!
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Unsere Mandantin: 

Lohmann & Rauscher Group
Lohmann & Rauscher (L&R) ist ein international führender Anbieter            

zukunftsorientierter Medizin- und Hygieneprodukte höchster Qualität. Vom 
klassischen Verbandsstoff bis zum modernen Therapie- und Pflegesystem: in 
den Kerngeschäftsfeldern Wundversorgung, Binden & Verbände sowie OP-Set- 
Systeme und Hygiene entwickelt L&R seit mehr als 160 Jahren individuelle       
Lösungen für die Probleme von Patienten und Health Care-Professionals. 

Aus dem Zusammenschluss zweier Traditionsunternehmen in Österreich und 
Deutschland entwickelte sich das Unternehmen zur weltweit agierenden L&R 
Gruppe, die auf allen fünf Kontinenten tätig ist – das Ergebnis einer konsequen-
ten, aber bedachten Internationalisierungsstrategie: „Wir wollen wachsen, aber 
nicht um jeden Preis. Wir leben zwar in einer mehr und mehr globalisierten Welt, 
dennoch funktioniert vieles, gerade im Gesundheitswesen, noch in stark regio-
nal geprägten Strukturen, die von Markt zu Markt sehr unterschiedlich aussehen 
können. Wichtig sind die internationalen Teams, Erfahrungen aus den jeweiligen 
Märkten, eingebettet in die Power der internationalen L&R Gruppe“, so Wolf-
gang Süßle, CEO von L&R.

Ausgehend von den zwei Standorten mit Headquarter-Funktion in Rengs-
dorf (Deutschland) und Wien (Österreich) lebt man trotz internationaler Aus-
richtung auch heute noch die Werte eines Familienunternehmens: „Wir sind ein 
Global Player und gleichzeitig sehr lokal ausgerichtet. Dadurch vermitteln wir 
das Beste aus beiden Welten und unsere Kunden profitieren davon – sei es durch 
regional adaptierte Portfolios oder komplett neue Lösungsansätze. Wir wieder-
um freuen uns, dass wir mit SOH zuverlässige Kenner der Gesundheitswirtschaft 
im deutschen Markt an unserer Seite haben, die uns durch Expertise in vielfälti-
gen Bereichen und aus unterschiedlichen Blickwinkeln unterstützen“, so Holger              
Mägdefrau, CFO von L&R.
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8

NEUE ERÖRTERUNGSPFLICHT
Der Gesetzgeber schafft mit dem neu-
en § 7 Abs. 2 TzBfG eine ausdrück-
liche Pflicht für Arbeitgeber, den 
Wunsch eines Arbeitnehmers nach 
einer Änderung der Dauer und/oder 
Lage seiner vertraglich vereinbarten 
Arbeitszeit mit dem Arbeitnehmer 
zu erörtern. An weitere Voraussetzun-
gen ist der Anspruch nicht geknüpft.

Zur Unterstützung oder Vermitt-
lung kann der Arbeitnehmer ein 
Mitglied des Betriebsrats zu dem Ge-
spräch mit dem Arbeitgeber hinzu-
ziehen. Außerdem hat der Arbeitge-
ber den Betriebsrat über angezeigte 
Arbeitszeitwünsche zu informieren.

EINFÜHRUNG EINER 
BRÜCKENTEILZEIT
Bislang konnten Arbeitnehmer unter 
den Voraussetzungen des § 8 TzBfG 
nur eine zeitlich unbefristete Ver-
ringerung der Arbeitszeit beanspru-
chen. Dieses Teilzeitverlangen muss 
künftig in Textform (z.B. per E-Mail) 
geltend gemacht werden.

Neu ist der in § 9a TzBfG geregelte 
Anspruch auf eine zeitlich befristete 
Verringerung der Arbeitszeit (sog. 
Brückenteilzeit). Arbeitnehmer kön-
nen hiernach künftig nach 6-monati-
gem Bestand ihres Arbeitsverhältnis-
ses in Textform verlangen, dass ihre 
Arbeitszeit für einen Zeitraum von 
mindestens einem Jahr bis maximal 
fünf Jahren verringert wird, wenn der 
Arbeitgeber in der Regel mehr als 45 
Arbeitnehmer (ohne Auszubildende) 
beschäftigt. Bestimmte Gründe (z. B. 
Kindererziehung, Pflege) sind nicht 
erforderlich.

Der Anspruch auf befristete Teil-
zeit tritt selbstständig neben den 
„normalen“ Teilzeitanspruch nach § 8 
TzBfG. Arbeitnehmer haben mithin 
die Wahl, ob sie ihr Teilzeitverlangen 
befristen wollen oder nicht. 

Wie bei der „normalen“ Teilzeit 
kann der Antrag abgelehnt werden, 
wenn betriebliche Gründe entgegen-
stehen. Als Besonderheit tritt hinzu, 
dass Arbeitgeber, die in der Regel 
nicht mehr als 200 Arbeitnehmer 

(ohne Auszubildende) beschäftigen, 
ein befristetes Teilzeitverlangen auch 
ohne entgegenstehende betriebliche 
Gründe ablehnen können, wenn sich 
zu Beginn der Brückenteilzeit pro an-
gefangene 15 Arbeitnehmer bereits 
mindestens ein Arbeitnehmer in Brü-
ckenteilzeit befindet. 

Nach berechtigter Ablehnung 
eines Antrags auf Grund dieser Zu-
mutbarkeitsregelung können Arbeit-
nehmer frühestens nach Ablauf eines 
weiteren Jahres erneut eine Verringe-
rung der Arbeitszeit verlangen. Für 
den Fall der berechtigten Ablehnung 
auf Grund betrieblicher Gründe gilt 
– wie bei der „normalen“ Teilzeit – 
eine Frist von zwei Jahren. 

Nach Rückkehr aus der Brücken-
teilzeit kann erneut eine (befristete 
oder unbefristete) Teilzeit frühestens 
nach einem weiteren Jahr verlangt 
werden. Zudem besteht während 
der Dauer der Brückenteilzeit weder 
ein Anspruch auf Verlängerung der 
Arbeitszeit noch auf eine (weitere) 
Verkürzung der Arbeitszeit nach dem 

TzBfG. Ein Anspruch auf Verkürzung 
der Arbeitszeit nach anderen Geset-
zen (z. B. auf Elternteilzeit) bleibt 
hiervon indes unberührt.

Die Einführung der Brückenteil-
zeit wirft viele Fragen auf, die Arbeit-
geber künftig beschäftigen werden. 
Rechtsunsicherheit entsteht zum 
Beispiel, wenn Arbeitgeber zwischen 
mehreren Anträgen auf Brückenteil-
zeit eine Auswahl treffen und einen 
oder mehrere Anträge ablehnen 
müssen. Nach der Begründung des 
Gesetzentwurfs haben Arbeitgeber 
insoweit nach „billigem Ermessen“ 
zu entscheiden. Unklar ist jedoch, 
was passiert, wenn ein Gericht im 
Nachhinein feststellt, dass die Ent-
scheidung nicht billigem Ermessen 
entsprach. Können dann beispiels-
weise zwischenzeitlich abgeschlosse-

ne Brückenteilzeitverträge aufgeho-
ben werden? 

Auch bei der Personalplanung 
müssen sich Arbeitgeber umstellen 
und mehr „Rückkehrer“ einplanen, 
als dies bislang zum Beispiel bei 
Eltern- und Pflegezeit der Fall war. 
Unter Geltung der gesetzlich vorge-
sehenen Ankündigungsfrist von drei 
Monaten vor Beginn der Brücken-
teilzeit kann dies eine besondere 
Herausforderung darstellen. Zur vo-
rübergehenden Kapazitätsdeckung 
kommen zwar insbesondere die 
Befristung von Arbeitsverträgen zu 
Vertretungszwecken und der Einsatz 
von Leiharbeitnehmern in Betracht. 
Diese Flexibilisierungsinstrumente 
sind jedoch nicht immer geeignet 
(z. B. bei Führungskräften), so dass es 
vermehrt einer Umverteilung von Ar-

beit bedürfen wird, die ebenfalls mit 
praktischen und rechtlichen Proble-
men verbunden ist.

ÄNDERUNGEN BEIM 
ANSPRUCH AUF VERLÄNGE-
RUNG DER ARBEITSZEIT
Arbeitgeber sind bereits derzeit nach 
§ 9 TzBfG verpflichtet, teilzeitbe-
schäftigte Arbeitnehmer, die ihren 
Wunsch nach einer Verlängerung 
der Arbeitszeit angezeigt haben, bei 
der Besetzung eines entsprechenden 
freien Arbeitsplatzes bei gleicher 
Eignung bevorzugt zu berücksichti-   
gen, wenn dem keine dringenden be-
trieblichen Gründe oder Arbeitszeit-
wünsche anderer teilzeitbeschäftigter 
Arbeitnehmer entgegenstehen.

Künftig sollen Arbeitgeber bei 
Ablehnung des Gesuchs jedoch nicht 

Die Brückenteilzeit kommt – 
Einmal Teilzeit hin 
und wieder zurück

In diesen Tagen tritt das Gesetz zur Einführung einer sog. Brückenteilzeit in Kraft. 
Kern des Gesetzes ist die Schaffung eines Anspruchs von Arbeitnehmern auf eine befristete 

Teilzeit. Darüber hinaus kommt es aber auch zu Änderungen beim Anspruch auf Verlängerung 
der Arbeitszeit sowie bei der Arbeit auf Abruf. Die hiermit für Arbeitgeber verbundenen 

Auswirkungen können erheblich sein.
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Dr. Christian Mehrens

Drum schütze, 
was Dir wert und wichtig ist!

Zum Regierungsentwurf des neuen 
Geschäftsgeheimnisgesetzes

Mit der EU-Geheimnisschutzrichtlinie (Richtlinie 2016/943/EU) hat die Europäische Union den 
Schutz von Geschäftsgeheimnissen auf neue Füße gestellt. Unternehmen müssen in Zukunft aktiv 

Schutzmaßnahmen ergreifen, um ihre Geschäftsgeheimnisse weiterhin zu schützen, getreu dem 
Motto: Wer etwas will, muss auch etwas dafür tun. Um den Schutz von Geschäftsgeheimnissen im 

deutschen Recht diesen Vorgaben anzupassen, hat die Bundesregierung nun den Regierungsentwurf 
eines Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen vorgelegt. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 

ist Anfang 2019 zu rechnen. Inhaber von (potenziellen) Geschäftsgeheimnissen sollten die 
verbleibende Zeit nicht ungenutzt verstreichen lassen und die Auswirkungen der zentralen Neuerung 

des Gesetzesentwurfes für ihr Unternehmen analysieren. Nur so können sie beurteilen, ob zusätzliche 
Maßnahmen zum Schutz ihrer Geschäftsgeheimnisse erforderlich sind.

nur etwa entgegenstehende dringen-
de betriebliche Gründe oder Arbeits-
zeitwünsche anderer Arbeitnehmer 
darlegen und ggf. beweisen müssen, 
sondern auch das Fehlen eines geeig-
neten freien Arbeitsplatzes oder die 
nicht gleichwertige Eignung des Ar-
beitnehmers.

Diese Änderung der Darlegungs- 
und Beweislast verschiebt die Ge-
wichte im Falle einer gerichtlichen 
Auseinandersetzung erheblich zulas-
ten der Arbeitgeber. Da insoweit kei-
ne Übergangsfrist vorgesehen ist, gilt 
dies auch für Arbeitnehmer, die sich 
bereits derzeit in Teilzeit befinden.

ÄNDERUNGEN BEI DER 
ARBEIT AUF ABRUF
Auch die Regelungen zur Arbeit auf 
Abruf in § 12 TzBfG werden neu jus-
tiert. Ergibt sich aus dem Arbeitsver-
trag keine wöchentliche Mindestar-
beitszeit, gilt künftig eine Arbeitszeit 

von 20 Stunden als vereinbart. Beste-
hende Arbeitsverhältnisse auf Abruf 
sollten deshalb auf den Prüfstand 
gestellt werden. Bei Arbeitnehmern 
auf Abruf, deren Arbeitsverträge kei-
ne Arbeitszeit vorsehen, besteht sonst 
die Gefahr, dass sie ohne Arbeitsleis-
tung für 20 Wochenstunden vergütet 
werden müssen.

Darüber hinaus wird der Umfang 
der einseitig vom Arbeitgeber abruf-
baren Mindestarbeitszeit beschränkt. 
Künftig kann die regelmäßige Ar-
beitszeit nur noch um 25 % erhöht 
bzw. um 20 % abgesenkt werden. 
Hierin liegt jedoch keine inhaltliche 
Neuerung, da nach der Rechtspre-
chung bereits derzeit entsprechende 
Grundsätze gelten.

Praktische Auswirkungen kann 
jedoch die neue Regelung haben, wo-
nach bei der Arbeit auf Abruf künf-
tig der Durchschnittsverdienst der 
letzten drei Monate im Krankheits-

fall und an Feiertagen maßgebliche 
Grundlage der Entgeltfortzahlung 
ist. Insoweit ist zu prüfen, ob die bis-
herige Handhabung diesem Erforder-
nis entspricht.

Die gesetzlichen Neuerungen im 
Teilzeitrecht sind für Arbeitgeber so-
mit mit zahlreichen Fragen verbun-
den. Wir unterstützen hierbei gern.
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2.  RELEVANTE GESCHÄFTSGEHEIMNISSE 
IDENTIFIZIEREN!
Gemeinsam mit diesen Verantwortlichen (und ggfls. der 
Compliance-Abteilung) erfolgt eine Bestandsaufnahme 
der zu schützenden Geheimnisse. Dabei sollten entlang 
des gesamten Wertschöpfungsprozesses, d. h. erforderli-
chenfalls von der Forschung und Entwicklung über die 
Fertigung, den Vertrieb, das Marketing bis zur Kunden-
betreuung, alle Kenntnisse identifiziert werden, die für 
die Marktstellung des Unternehmens von Bedeutung sein 
können. Naturgemäß fällt dieser Prozess bei Unterneh-
men, die forschend tätig sind oder eine eigene Fertigung 
haben, anders aus als bei Unternehmen, die insbesondere 
im Marketing und der Kundenbetreuung aktiv sind und 
damit tendenziell über ein anders beschaffenes Know-
How verfügen.

3.  GESCHÄFTSGEHEIMNISSE BEWERTEN 
UND KATEGORISIEREN!
In einem dritten Schritt sind die identifizierten Geschäfts-
geheimnisse zu kategorisieren. Dabei sollten betriebsbe-
zogene Tatsachen nicht undifferenziert als vertraulich 
eingeordnet werden, weil der Gesetzesentwurf ein abge-
stuftes Schutzkonzept fordert („den Umständen entspre-
chende“ angemessene Maßnahmen). 

Häufig wird ein dreistufiges Modell genügen, welches    
unterscheidet zwischen 
n auf einer unteren Stufe wettbewerbsrelevanten Ge-

schäftsgeheimnissen (die untere Stufe wird zumeist den 
größten Anteil (geschätzt 80 %) der Geschäftsgeheim-
nisse ausmachen),

n  auf einer mittleren Stufe strategisch besonders wichti-
gen Geschäftsgeheimnissen (deren Verlust für das Un-
ternehmen erheblich spürbar wäre, wie etwa zukünftige 
Technologiegenerationen, welche noch im Vorstadium 
einer Schutzrechtsanmeldung sind), und

n  auf oberster Stufe Schlüssel-Geschäftsgeheimnissen,  de-
ren Verlust sich existenzgefährdend auswirken könnte 
(so wäre etwa der Anbieter eines weltbekannten Erfri-
schungsgetränks gut beraten, die Rezeptur der von ihm 
vertriebenen Limonade im „Tresor“ unter Verschluss zu 
halten).

4. KONKRETE SCHUTZMASSNAHMEN FESTLEGEN!
Auf der Grundlage dieser Kategorisierung ist in einem 
letzten Schritt zu entscheiden, ob die bereits bestehenden 
Schutzmaßnahmen ausreichen oder weitere Schutzmaß-
nahmen erforderlich sind. 

Dabei ist es nicht erforderlich, jede einzelne, als geheim-
haltungsbedürftig identifizierte Information gesondert zu 
kennzeichnen und hierfür konkrete Schutzmaßnahmen 
vorzusehen. Vielmehr können allgemein Maßnahmen 
für bestimmte Kategorien von Informationen ergriffen 
werden und durch interne Richtlinien und Anweisungen 
oder auch in Arbeitsverträgen implementiert werden. 

Grundsätzlich kommen als mögliche Schutzmaßnah-
men neben physischen Zugangsbeschränkungen auch 
technische Maßnahmen (beispielsweise Vorkehrungen 
der IT-Sicherheit) oder rechtliche Maßnahmen in Betracht. 
Zu letzteren gehört der Abschluss von Vertraulichkeitsver-
einbarungen und (arbeitsvertraglichen) Geheimhaltungs-
vereinbarungen. Im Verhältnis zu Geschäftspartnern soll-
te insbesondere an den vertraglichen oder tatsächlichen 
Ausschluss des sog. Reverse Engineering gedacht werden, 
da solches nach dem Regierungsentwurf andernfalls zu-
lässig ist. 

FAZIT:
Der Entwurf des Geschäftsgeheimnisgesetzes knüpft den 
gesetzlichen Schutz von Geschäftsgeheimnissen künftig 
daran, dass der Inhaber eines Geschäftsgeheimnisses an-
gemessene Maßnahmen zu dessen Schutz ergriffen hat.  
Zwar sollten die Anforderungen an die Angemessenheit 
der Schutzmaßnahmen nicht überspannt werden. Den-
noch sollten Unternehmen bereits bestehende Schutz-
konzepte kritisch auf den Prüfstand stellen und erforder-
lichenfalls ein angemessenes Schutzkonzept entwickeln 
bzw. in ein bereits bestehendes Compliance-Manage-
ment-System integrieren.

Dr. Martin Minkner

IMPLEMENTIERUNG ANGEMESSENER SCHUTZ-
MASSNAHMEN – WIE GEHT MAN VOR?

Unternehmen ist daher zu empfehlen, bereits bislang 
ergriffene Schutzmaßnahmen zu identifizieren und zu 
dokumentieren sowie im Anschluss daran zu bewerten, 
inwieweit ggfls. weitere Schutzmaßnahmen erforderlich 
sind. Insgesamt ist das Konzept des Schutzes von Ge-
schäftsgeheimnissen in ein betriebliches Compliance- 
Management-Systems zu integrieren.

Empfehlenswert ist ein Vorgehen in vier Schritten:

1. KLARE ZUSTÄNDIGKEITEN FESTLEGEN!
Zunächst bedarf es klarer Regelungen zur Verantwort-
lichkeit für den Geheimnisschutz im Unternehmen.                 
Dabei darf nicht verkannt werden, dass der Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen gerade in großen Unternehmen 
eine Querschnittsmaterie darstellt, die an den vorhande-
nen organisatorischen Aufbau des Unternehmens ange-
passt werden muss. Daher gilt es im ersten Schritt, die 
Zusammenarbeit verschiedener Fachabteilungen sicher-
zustellen und die Mitarbeiter zu sensibilisieren. 

ZENTRALE NEUERUNG: 
NEUDEFINITION DES BEGRIFFS DES 
GESCHÄFTSGEHEIMNISSES 

Legt man den Regierungsentwurf zugrunde, wird es künf-
tig schwieriger, vom Vorliegen eines Geschäftsgeheimnis-
ses auszugehen. Anders als bisher setzt der Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen nach dem Regierungsentwurf    
zusätzlich voraus, dass der Inhaber das Geheimnis durch 
angemessene Geheimhaltungsmaßnahmen schützt. Wur-
de der subjektive Geheimhaltungswille des Inhabers 
bislang vermutet, ist es zukünftig von entscheidender Be-
deutung, welche Geheimhaltungsmaßnahmen der Inha-
ber getroffen und vor allem auch dokumentiert hat. Wer 
künftig in den Genuss des besonderen Geheimnisschut-
zes gelangen will, muss seine geheimhaltebedürftigen In-
formationen also – bildhaft gesprochen – in einen Tresor 
sperren. Denn das Gesetz verbietet künftig eben nicht 
allein die Nutzung fremden Know-Hows, sondern nur 
wenn dies geschieht, indem der Tresor aufgebrochen wird. 
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venzverwalter (der Erwerber darf in 
diesen Fällen vorzeitig unter Einhal-
tung der gesetzlichen Kündigungs-
frist kündigen) spielt in der Praxis vor 
allem die vorzeitige Kündigung man-
gels Einhaltung der Schriftform eine 
Rolle: Denn Mietverträge über Immo-
bilien mit einer Festlaufzeit von min-
destens einem Jahr müssen schriftlich 
geschlossen werden. Geschieht dies 
nicht, können sie von beiden Vertrags-
parteien unabhängig von der verein-
barten Laufzeit unter Einhaltung der 
gesetzlichen Frist gekündigt werden, 
bei gewerblich genutzten Immobilien 
also mit einer Frist von sechs Monaten 
zum Quartalsende.

Die praktische Bedeutung von 
Schriftformkündigungen ist erheb-

Betrieblich genutzte Immobilien 
werden häufig gemietet. Dabei ist eine 
langfristige Bindung für die Vertrags-
parteien oft essenziell: Für den Mieter, 
weil die Immobilie eine der wesentli-
chen Grundlagen seines Betriebes ist, 
und für den Vermieter, weil er für die 
Amortisation des von ihm eingesetz-
ten Kapitals oder die Bedienung einer 
Fremdfinanzierung auf die Miete an-
gewiesen ist. Eine vorzeitige Kündi-
gung ist daher für die andere Vertrags-
partei häufig eine Katastrophe.

Die Risiken einer vorzeitigen Kün-
digung langfristiger Mietverhältnisse 
werden in der Praxis häufig unter-
schätzt. Neben Kündigungen durch 
den Erwerber einer Immobilie in der 
Zwangsversteigerung oder  vom Insol-  

lich: Jeder rechtlich gut beratene Ver-
mieter oder Mieter, der sich vorzeitig 
von einem lästig gewordenen Miet-
vertrag lösen möchte, wird prüfen, 
ob eine Schriftformkündigung in Be-
tracht kommt, und wird häufig fün-
dig werden. Schriftformkündigungen 
beschäftigen daher in vielen Fällen die 
Gerichte: Ein Mitglied des für gewerb-
liche Mietverhältnisse zuständigen 
BGH-Senats ließ im Jahr 2014 wissen, 
dass solche Kündigungen mittlerwei-
le einen der Schwerpunkte der Arbeit 
des Senats im Bereich Mietrecht dar-
stellen.

Was ist also zu tun, um unge-
wünschte Schriftformkündigungen 
zu vermeiden? Die Einhaltung der 
Schriftform setzt in formeller Hin-

sicht voraus, dass alle Regelungen des 
Mietvertrages einschließlich Anlagen 
schriftlich niedergelegt werden. Alle 
Bestandteile des Mietvertrages müssen 
sodann fest miteinander verbunden 
werden, so dass sie ohne – zumindest 
geringe – Gewaltanwendung nicht 
wieder voneinander getrennt werden 
können; das kann z. B. durch Nie-
ten, Heften oder Bindung geschehen, 
nicht aber durch eine Büroklammer. 
Der Vertrag muss sodann am Ende 
(also unter dem eigentlichen Vertrags-
text, aber vor den im Vertrag in Bezug 
genommenen Anlagen) durch beide 
Parteien eigenhändig unterzeichnet 
(nicht nur paraphiert) werden. Die fes-
te Verbindung der einzelnen Bestand-
teile der Urkunde kann zwar nach der 
sog. „Auflockerungsrechtsprechung“ 
auch durch eine „gedankliche Ver-
bindung“ ersetzt werden, z. B. durch 
eine durchgehende Paginierung der 
Urkunde oder indem ausgelagerte 
Anlagen im Vertrag eindeutig in Be-
zug genommen werden. Es empfiehlt 
sich aber, sich darauf nicht zu verlas-
sen, sondern stets alle Bestanteile des 
Mietvertrages fest miteinander zu ver-
binden.

Neben diesen formellen Kriterien 
sind auch inhaltliche Anforderungen 
zu beachten. So erfordert die Einhal-
tung der Schriftform auch, dass Miet-
gegenstand, Mietzins sowie Dauer 
und Parteien des Mietverhältnisses 
eindeutig bestimmt sind. Letzteres ist 
z. B. zweifelhaft, wenn Bezeichnungen 
wie „Liegenschaftsverwaltung XY-Stra-
ße“ oder „Grundstücksgemeinschaft 
Z“ verwendet werden, weil dann nicht 
erkennbar ist, wer sich rechtlich ge-
nau hinter solchen Bezeichnungen 
verbirgt. Die Bezeichnung des Miet-
gegenstandes ist vor allem dann eine 
Herausforderung, wenn „vom Reiß-
brett“, also noch vor Errichtung des 
Gebäudes, vermietet wird. Dann muss 

der Mietgegenstand durch textliche 
Darstellungen im Mietvertrag und in 
der Regel außerdem durch Pläne und 
eine Baubeschreibung eindeutig be-
zeichnet werden. Aber auch bei Miet-
verträgen über Bestandsgebäude muss 
klar sein, welche Räume, Nebenräume 
und sonstigen Flächen zur alleinigen 
oder zur gemeinsamen Benutzung 
mit anderen Mietern vermietet sind.

Geradezu tückisch ist, dass das 
Schriftformerfordernis nicht nur 
für den Ursprungsvertrag, sondern 
auch für Nachträge gilt. Wird die 
Schriftform für einen Nachtrag nicht 
gewahrt, führt das zur vorzeitigen 
Kündbarkeit des Mietvertrages insge-
samt, nicht nur des Nachtrags. Bereits 
ein nicht schriftformgerechter Nach-
trag „infiziert“ also den gesamten 
Mietvertrag. Tückisch ist das deshalb, 
weil sich die Vertragsparteien häufig 
gar nicht darüber im Klaren sind, 
dass sie durch bestimmte Absprachen 
den Mietvertrag ändern und daher ei-
gentlich einen formgerechten Nach-
trag abschließen müssten. Stimmt 
der Vermieter z. B. einseitig einer im 
Mietvertrag ausgeschlossenen Unter-
vermietung zu, liegt darin in der Re-
gel eine stillschweigende Änderung 
des Mietvertrages, die jedoch durch 
die einseitige Erteilung der Zustim-
mung nicht schriftformgerecht per 
Nachtrag vereinbart ist und daher zur 
vorzeitigen Kündbarkeit des Mietver-
trages führt. Gleiches gilt, wenn der 
Mieter eine auf der Grundlage einer 
Indexklausel falsch berechnete Mie-
tanpassung akzeptiert: Dadurch wird 
ebenfalls stillschweigend der Miet-
vertrag geändert, ohne jedoch einen 
formgerechten Nachtrag zu schlie-
ßen. Auch Änderungen der Beschrei-
bung des Mietgegenstandes während 
der Bauphase ändern den Mietvertrag 
und müssen per Nachtrag festgehal-
ten werden.

Wer schreibt, der bleibt! Für die Einhaltung der Schriftform 
durch Nachträge gelten die gleichen 
formellen Anforderungen wie für den 
Mietvertrag selbst. Darüber hinaus 
muss der Nachtrag inhaltlich eindeu-
tig festhalten, auf welchen Mietver-
trag und welche früheren Nachträge 
er sich bezieht und dass der Mietver-
trag mit Ausnahme der vereinbarten 
Änderungen unverändert wirksam 
bleiben soll. Dann muss der Nachtrag 
auch nicht fest mit dem Ursprungsver-
trag verbunden werden.

Bisher versuchte die Vertragspraxis, 
Schriftformkündigungen durch soge-
nannte Schriftformheilungsklauseln 
auszuschließen, mit denen sich die 
Vertragsparteien verpflichteten, alles 
zur Einhaltung der Schriftform Erfor-
derliche zu tun und den Mietvertrag 
andernfalls nicht unter Berufung auf 
den Formmangel vorzeitig zu kündi-
gen. Dem hat der Bundesgerichtshof 
nunmehr mit Urteil vom 27.09.2017 
eine Absage erteilt: Nach Auffassung 
des Gerichts sind solche Klauseln 
schlicht unwirksam.

Auch vor diesem Hintergrund 
ist den Vertragsparteien langfristiger 
Mietverträge dringend zu empfeh-
len, sorgfältig darauf zu achten, die 
Schriftform zu wahren. Denn andern-
falls kann das Mietverhältnis ein uner-
wünschtes, vorzeitiges Ende nehmen 
– wer schreibt, der bleibt!
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Langfristige Mietverträge müssen schriftlich geschlossen werden – 
sonst können sie vorzeitig gekündigt werden.

Dr. Ulf Rademacher
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1. Die wirtschaftliche Bedeutung von Zinsen (er-)kennt     
jeder – spätestens wenn er sie zahlen muss.  Unser deut-
sches Recht hat für den Zins keine Definition. Wir sagen, 
maßgeblich für Zinsen als Vergütung überlassenen Kapi-
tals sei deren Laufzeitabhängigkeit. Kapital wird wesent-
lich über Sammelstellen vergeben (zum Beispiel Banken), 
die sich ihrerseits (nicht notwendig fristenkongruent) re-
finanzieren.

2. Wenn der Markt Kapital ohne Sollzinsbindung (etwa 
mit Zinsgleitklauseln) nachfragt, darf der Kreditgeber 
sich von Rechts wegen vorbehalten, den Zins nach bil-
ligem Ermessen zu bestimmen. Aus Gründen der Aus-
gewogenheit werden Zinsgleitklauseln allgemein sog. 
Referenzzinssätze zugrunde gelegt und diese werden         
gegenüber dem Kunden um eine Marge erhöht. Die Refe-
renzzinssätze waren ursprünglich solche der Zentralban-

ken, wurden jedoch allgemein seit dem Ende der 1980er 
Jahre im Zuge der Liberalisierung des Bankgeschäfts vor 
allem durch von sog. Bankenpanels informell festgesetzte 
Interbankenzinssätze ersetzt: zunächst den LIBOR (Lon-
don Interbank Offered Rate) für bis zu neun Währungen 
und Laufzeitfenster von einem Tag (Overnight) bis zu 
einem Jahr und später den EURIBOR und den EONIA 
(beide nur für den EURO). 

3. Diese Praxis gründete auf einem hochliquiden In-
terbankenmarkt, der grundsätzlich ohne Sicherheiten 
auskam, jedoch bekanntlich 2008 mit der Lehman-Pleite 
beinahe auf einen Schlag austrocknete, als man sich auf 
die Bonität der Mitbewerber nicht mehr verlassen woll-
te. Der fortlaufenden Quotierung der Referenzzinssätze 
(englisch: Benchmark Interest Rates) tat dies allerdings 
keinen Abbruch. Im Gefolge der Finanzkrise kam dann zu 

Zur Wandelbarkeit von Referenzzinssätzen 

LIBOR, EURIBOR & Co. - 
NOCH MEHR EXIT

Tage, dass Panelbanken zunächst „zur Marktberuhigung“ 
Manipulationen der quotierten Zinssätze vorgenommen 
hatten. Später wurde bekannt, dass Panelbanken die Refe-
renzzinssätze auch zum eigenen Vorteil manipuliert hat-
ten. Die Beteiligten wurden zwar drastisch sanktioniert 
– ein fader Nachgeschmack blieb indes, da sich die zu-
grunde liegenden Anreizstrukturen nicht änderten.

4. Hierdurch wurde offenbar, dass die Referenzzinssät-
ze jedenfalls nach der Finanzkrise, wie der Economist es 
britisch zurückhaltend ausdrückt, „on shaky economics“ 
gründeten. Ohne einen hochliquiden Interbankenmarkt  
als Grundlage wandelten sich die von den Panelbanken 
mitgeteilten Quotierungen zu beinahe freien Schätzun-
gen, da häufig keine oder nur einstellige Transaktionszah-
len  verfügbar waren. Dieser Mechanismus fand Anwen-
dung nicht zuletzt auf LIBOR-basierte Finanzprodukte 
mit einem Gesamtwert von geschätzt 260 Billionen USD.

5. Doch die Tage der oben genannten Referenzzins-
sätze scheinen gezählt: Seit dem Jahre 2014 bemühten 
sich insbesondere die Zentralbanken um alternative Lö-
sungen. Auch die EU erließ hierzu die Verordnung (EU) 
Nr. 2016/2011 (sog. EU Benchmark-Regulation oder EU 
BMR) und im Juli 2017 gab die britische Financial Con-
duct Authority das Auslaufen des LIBOR im Jahre 2021 
bekannt. Den Angaben auf der offiziellen Website für EU-
RIBOR und EONIA (www.emmi-benchmarks.eu) ist zu 
entnehmen, dass für den EURIBOR aktuell diverse Zins-
fenster aus der Quotierung herausgenommen werden. 
EONIA ist mit der EU BMR wohl grundsätzlich nicht 
vereinbar.

6. Der angestrebte Austausch der Referenzzinsätze fällt 
den Zentralbanken und Banken nicht leicht: Das wird bei-
spielhaft am Ansatz der Federal Reserve Bank (FED) der 
USA deutlich, der auf den sog. Repo-Markt abstellt. Hier-
bei handelt es sich (ebenfalls) um Overnight-Kredite, die 
aber rechtlich als Kauf und Rückkauf von US-Staatspapie-
ren ausgestaltet sind (die Marge zwischen den Preisen für 
Kauf und Rückkauf entspricht dem Zins; das Staatspapier 
dient als Sicherheit). Dieser Kredit gilt als sicher, denn die 
FED kann Dollar jederzeit nachdrucken, also technisch 
nicht insolvent werden. Aus der Sicht der Banken kann 
dies für den Krisenfall bedeuten (wenn die Anleger in den 
„sicheren Hafen“ der US-Staatspapiere flüchten), dass der 
Zins der Staatspapiere wegen der hohen Nachfrage fällt, 
was für die Refinanzierungskosten der Banken keineswegs Dr. Rainer Burghardt

gelten muss. Im schlimmsten Fall erwarten die Banken 
also gerade in einer Krise sinkende Einnahmen und stei-
gende Refinanzierungskosten. 

7. Dem Unternehmer (neudeutsch „Principal“) ist in 
jedem Fall eine Bestandsaufnahme seiner Finanzgeschäfte 
zu empfehlen, deren Zinskosten von Referenzzinssätzen 
abhängig sind. Die Bedingungen der Finanzgeschäfte 
sind von Bankenseite regelmäßig einseitig vorgegeben, 
und viele Regelwerke enthalten auch Bestimmungen 
zum Wegfall des Referenzzinssatzes. Das Ergebnis ist oft 
keineswegs kundenfreundlich (etwa, wenn auf histori-
sche Zinssätze abgestellt wird). Nach deutschem Recht 
kann zudem fraglich werden, ob solche Regelungen dem 
billigen Ermessen im Sinne des § 315 BGB entsprechen 
bzw. AGB-rechtskonform sind. Nach der Bestandsauf-
nahme wird im Einzelfall zu erwägen sein, ob mit dem 
Kreditgeber in Verhandlungen einzutreten ist. Ferner 
bietet sich konzernintern eine Prüfung bestehender Ver-
rechnungspreisabreden an, welche an Referenzzinssätze 
anknüpfen. Auch steuerliche Folgen sind zu beachten 
(Stichwort: Zinsschranke).

8.  Für den angestellten Geschäftsleiter (neudeutsch 
„Agent“) ergeben sich weitere Fragen: Wer als Geschäfts-
leiter ein Risikomanagementsystem entsprechend § 91 
Abs. 2 AktG betreibt, muss sich fragen, ob Änderungen 
der Zinsbelastung für das Unternehmen im Gesamtkon-
text eine „schadhafte Entwicklung“ darstellen können. 
Das kann bereits bei einer dauerhaften Beeinträchtigung 
der Rentabilität der Fall sein. Eine pflichtgemäße Risi-
koerkennung in diesem Sinne wird der Geschäftsleitung 
die Möglichkeit rechtzeitigen Handels eröffnen.
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Das ausgesprochene Ziel des Ge-
setzgebers ist es, gegen das „rationa-
le Desinteresse“ von Verbrauchern 
an sog. Streuschäden anzugehen. In 
einem vom standardisierten Massen-
geschäft geprägten Wirtschaftsleben 
– so der Gesetzgeber – hinterließen 
unrechtmäßige Verhaltensweisen von 
Anbietern zwar häufig eine Vielzahl 
von gleichartig geschädigten Ver-
brauchern. Der Aufwand der einzel-
nen Verbraucher, ihre im Einzelfall 
geringen Schäden beim Anbieter 
zu liquidieren, stehe aber oftmals 
in keinem Verhältnis zur Höhe des 
erlittenen Schadens, sodass sich die-
se Verbraucher häufig abgeschreckt 
fühlten, ihre Rechte durchzusetzen. 
Diesen Verbrauchern solle mit der 
Musterfeststellungsklage ein Hilfs-
mittel an die Hand gegeben werden. 

Dass der Gesetzgeber mit der Ein-
führung dieses neuen zivilprozessua-
len Rechtsinstituts – zumindest auch 
– andere Ziele verfolgte, zeigen die 
Ereignisse des 01.11.2018: Erstmals 
im Jahr 2015 wurden der breiten 
Öffentlichkeit Vorwürfe gegen die 
Volkswagen AG wegen der Program-
mierung sog. Abschaltautomatiken 
in Dieselmotoren bekannt. Dies hat 
zur Folge, dass möglicherweise ge-

Die Musterfeststellungsklage – 
die deutsche „Sammelklage light“? 

gen die Volkswagen AG bestehende 
Ansprüche Ende des Jahres 2018 zu 
verjähren drohen. In einer Eile, die 
selbst von zuständigen Ministerialbe-
amten öffentlich bemängelt wurde, 
hat der Deutsche Bundestag daher 
am 14.06.2018 in einer der letzten 
Sitzungen vor der parlamentari-
schen Sommerpause das „Gesetz zur 
Einführung einer zivilprozessualen 
Musterfeststellungsklage“ beschlos-
sen. Damit konnte das Gesetz noch 
rechtzeitig vor Verjährung etwaiger 

Ansprüche im „Diesel-Skandal“ in 
Kraft treten. So sollte den Betroffenen 
genug Zeit verbleiben, zu entschei-        
den, sich einer möglicherweise          
erhobenen Musterfeststellungsklage 
anzuschließen.

ZUM GESETZ IM EINZELNEN:
Klagebefugt sind nur sogenannte 
„qualifizierte Einrichtungen“. Ge-
meint sind bestimmte Verbraucher-
schutzverbände. Dadurch will der 
Gesetzgeber den Einwänden zahlrei-

cher Kritiker Rechnung tragen, die 
befürchten, dass sich um das Institut 
der Musterfeststellungsklage eine 
Klägerindustrie nach US-amerikani-
schem Vorbild entwickelt. Es wurden 
sicherlich einige Schranken aufge-
zogen, um Klagen beliebiger Kläger 
zu verhindern; zumindest mit einem 
gewissen zeitlichen Vorlauf scheinen 
die Hürden für Klägerverbände, von 
denen eine Vielzahl beim Bundesamt 
für Justiz registriert ist, nicht unüber-
windbar. Wirtschaftsverbände hatten 
gefordert, dass die Auswahl geeigne-
ter Kläger einer Musterfeststellungs-
klage im Einzelfall durch Gerichte 
oder Behörden erfolgen sollte. Dies 
wurde jedoch nicht umgesetzt: So-
bald eine klagebefugte Institution 
eine Musterfeststellungsklage ein-
reicht, führt diese Organisation – 
unabhängig von ihrer fachlichen 
Qualifikation – das Musterfeststel-
lungsverfahren durch. Während der 
Dauer dieses Verfahrens können kei-
ne weiteren Musterfeststellungskla-
gen erhoben werden.

Zulassungsvoraussetzung der 
Musterfeststellungsklage ist, dass mit 
ihr Feststellungsziele im Verbrau-
cherinteresse verfolgt werden. Mit 
der Klage können also nicht unmit-
telbar Leistungen an Verbraucher 
eingeklagt werden. Es kann vielmehr 
allein eine gerichtliche Feststellung 
angestrebt werden, dass dem Grunde 
nach Ansprüche bestehen oder ein-
zelne oder mehrere Voraussetzungen 
dieser Ansprüche vorliegen. Die kla-
gende qualifizierende Einrichtung 
muss außerdem glaubhaft machen, 
dass sie die Interessen von mindes-
tens 10 Verbrauchern im konkreten 
Fall vertritt. 

Verbraucher, die sich vom glei-
chen Sachverhalt betroffen fühlen, 
können sich bis zum Tag vor der ers-
ten mündlichen Verhandlung in ein 

öffentliches Klageregister eintragen 
und Ansprüche, die von den Fest-
stellungszielen abhängen, anmelden. 
Erfolgt innerhalb der ersten beiden 
Monate nach Klageerhebung eine 
Anmeldung von weniger als fünfzig 
Verbrauchern, wird die Musterfest-
stellungsklage unzulässig.

Die anmeldenden Verbraucher 
haben bei der Anmeldung Gegen-
stand und Grund ihres Anspruchs 
darzulegen. Dies wird für den betrof-
fenen Verbraucher sicherlich der pro-
blematischste Teil der Anmeldung 
sein, da eine verjährungshemmende 
Wirkung der Anmeldung nur eintre-
ten kann, wenn sich die Feststellungs-
ziele der Musterfeststellungsklage 
mit Gegenstand und Grund seines 
Anspruchs decken. Ob dies der Fall 
ist, wird jedoch erst in einem etwa-
igen individuellen Folgeprozess des 
Verbrauchers entschieden. Dies birgt 
das Risiko für den Verbraucher, dass 
seine Ansprüche bei einer falschen 
Zuordnung zu einer Musterfeststel-
lungsklage verjähren.

Die Feststellungen aus dem Mus-
terfeststellungsverfahren haben in 
dem Folgeprozess des individuell 
betroffenen Verbrauchers sowohl 
für ihn als auch für das beklagte Un-
ternehmen – sowohl in positiver als 
auch in negativer Sicht – Bindungs-
wirkung. Wird also die Musterfest-
stellungsklage abgewiesen, ist rechts-
verbindlich entschieden, dass alle zu 
demselben Sachverhalt angemelde-
ten Verbraucher keine Ansprüche 
haben. Aber selbst wenn diese Hürde 
überwunden ist, muss der Verbrau-
cher die Höhe seiner Ansprüche, also 
seinen konkreten Ersatzbetrag, in ei-
nem individuellen gerichtlichen Ver-
fahren – auf eigenes Risiko – durch-
streiten.

Im Musterfeststellungsverfahren 
sind auch Vergleiche möglich: Ein 

Am 01.11.2018 um 02:00 Uhr morgens wurde beim Oberlandesgericht Braunschweig 
per Fax eine 240-seitige Klage eingereicht. Nachdem gerade einmal zwei Stunden zuvor das 

„Gesetz zur Einführung einer zivilprozessualen Musterfeststellungsklage“ in Kraft getreten war, 
erhob der Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv) gegen die Volkswagen AG die 

bundesweit erste Klage dieser Art.

Dr. Caspar Luig

Vergleichsschluss in einem Muster-
feststellungsverfahren zwischen dem 
beklagten Unternehmen und der 
klagenden qualifizierten Einrichtung 
muss von dem angerufenen Gericht 
genehmigt werden. Liegt die Geneh-
migung vor, entfaltet der Vergleich 
grundsätzlich Bindungswirkung für 
die einzelnen Verbraucher, die sich 
im Klageregister angemeldet haben. 
Diese werden dann über den Ver-
gleichsschluss informiert und haben 
einen Monat nach dieser Informa-
tion ein Recht zum „Opt-Out“, das 
heißt, sie können mitteilen, dass 
sie den Vergleich nicht akzeptieren   
wollen. Nur wenn weniger als 30 % 
der angemeldeten Verbraucher ihren 
Austritt aus dem Vergleich erklärt 
haben, wird der Vergleich für alle an-
deren Verbraucher und das beklagte 
Unternehmen wirksam.

Die konkrete Umsetzung die-
ses „mit heißer Nadel gestrickten“ 
Rechtsinstituts bleibt abzuwarten.   
Es ist zu befürchten, dass die Muster-
feststellungsklage nicht das letzte Ele-
ment des kollektiven Rechtschutzes 
im deutschen Zivilprozess bleiben 
wird. Nur bei Augenmaß des Gesetz-
gebers wird man die Ausbreitung 
einer Klägerindustrie verhindern 
können, die der Wirtschaft schadet 
und den betroffenen Einzelnen häu-
fig nichts nutzt.
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der Anbieter in einem Mitgliedsstaat niedergelassen ist. 
Vielmehr muss ein Anbieter die Ge- und Verbote der Geo- 
blocking-Verordnung bereits dann beachten, wenn er in 
nur einem Mitgliedsstaat tätig ist.

WAS SIND DIE ZIELE DER GEOBLOCKING-
VERORDNUNG?
Die Geoblocking-Verordnung dient der Verhinderung 
von Beschränkungen des freien Verkehrs mit Waren und 
Dienstleistungen innerhalb des europäischen Binnen-
marktes, durch die der Kunde aufgrund seiner Staatsan-
gehörigkeit, seines Wohnsitzes oder des Ortes seiner Nie-
derlassung diskriminiert wird. So soll der Kunde in den 
Genuss einer größeren Auswahl und optimaler Bedingun-
gen gelangen und das Wachstum des Binnenmarktes an-
gekurbelt werden.

WAS GEBIETET UND VERBIETET DIE 
GEOBLOCKING-VERORDNUNG?
Grundsätzlich verbietet es die Geoblocking-Verordnung 
den Anbietern von Waren oder Dienstleistungen, aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des 
Ortes der Niederlassung

n   den Zugang von Kunden zu der Online-Benutzerober-
fläche des Anbieters durch technische Mittel oder auf 
anderem Wege zu sperren oder zu beschränken,
� Bsp.: Ein in Deutschland tätiger Hersteller von Fahr-
rädern sperrt den Zugang zu seiner Webseite für Kun-
den aus Frankreich.

n

  Kunden ohne deren ausdrückliche Zustimmung zu    
	 einer Version der Online-Benutzeroberfläche des 

Anbieters weiterzuleiten, die sich von der Online-            
Benutzeroberfläche, auf die der Kunde ursprünglich 
zugreifen wollte, in Layout, Sprache oder anderen 
Merkmalen unterscheidet,
�
 Bsp.: Ein Betreiber von Webshops in Deutschland, 

Frankreich und Spanien leitet in Deutschland wohn-
hafte Kunden, die den Webshop in Spanien angesteuert 
haben, automatisch zum Webshop in Deutschland wei-
ter, nachdem die IP-Adresse den Wohnsitz des Kunden 
in Deutschland preisgegeben hat.

n

  
unter bestimmten Voraussetzungen unterschiedliche 
Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Zugang zu 
Waren oder Dienstleistungen anzuwenden,
�

 
Bsp.: Ein in Belgien tätiger Schokoladenproduzent 

bietet Kunden aus Österreich seine Waren zu anderen 
Nettoverkaufspreisen als Kunden aus Belgien an.

(Online-)Händler aufgepasst: 
Die Geoblocking-Verordnung gilt!

Seit dem 3. Dezember 2018 gilt die Verordnung (EU) 
Nr. 2018/302 über „Maßnahmen gegen ungerechtfertigtes 
Geoblocking und andere Formen der Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder 
des Ortes der Niederlassung des Kunden innerhalb des 
Binnenmarkts“ (kurz: die „Geoblocking-Verordnung“). Sie 
verbietet es Anbietern von Waren oder Dienstleistungen, 
Kunden aus einem anderen Mitgliedstaat des EWR (EU, 
Island, Liechtenstein und Norwegen) bei grenzüberschrei-
tenden Geschäften innerhalb des EWR aufgrund der 
Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes der 
Niederlassung zu diskriminieren. Die Geoblocking-Ver-
ordnung ist in allen Mitgliedsstaaten der EU unmittelbar 
geltendes Recht.

FÜR WEN GILT DIE GEOBLOCKING-VERORDNUNG?
Die Geoblocking-Verordnung gilt zwar nicht nur, aber 
insbesondere für den E-Commerce, und zwar wiederum 
nicht nur – wie man zunächst vermuten könnte – im 
B2C-Bereich, wenn also Unternehmen Waren bzw. Dienst-
leistungen ausschließlich Verbrauchern anbieten, sondern 
unter bestimmten Voraussetzungen auch im B2B-Bereich, 
also im Rechtsverkehr zwischen Unternehmen. Voraus-
setzung ist dabei aber stets, dass ein grenzüberschrei-
tender Sachverhalt vorliegt, d. h. für die Beziehungen 
eines in Deutschland ansässigen Anbieters zu seinen in 
Deutschland wohnhaften deutschen Kunden spielt die 
Geoblocking-Verordnung keine Rolle. Hingegen setzt die 
Geoblocking-Verordnung nicht zwingend voraus, dass 

n  unter bestimmten Voraussetzungen unterschiedliche  
Bedingungen für einen Zahlungsvorgang anzuwenden.
� Bsp.: Ein in Italien ansässiger Modeversandhandel, 
der u. a. eine Kreditkartenzahlung ermöglicht, akzep-
tiert von polnischen Kunden nur eine Vorauszahlung 
mittels Überweisung.

Dabei gelten die oben genannten Verbote nicht unbe-
dingt und schrankenlos. Vielmehr sieht die Geoblocking- 
Verordnung viele Ausnahmen vor (so ist eine Ungleich-
behandlung der Kunden zulässig etwa im Bereich der 
Buchpreisbindung), so dass stets im Einzelfall zu prüfen 
ist, ob eine Ungleichbehandlung von Kunden tatsächlich 
gegen die Geoblocking-Verordnung verstößt.

WELCHE KONSEQUENZEN HAT EIN VERSTOSS 
GEGEN DIE GEOBLOCKING-VERORDNUNG?
Die Geoblocking-Verordnung selbst regelt die rechtlichen 
Konsequenzen von Verstößen nicht. Diese folgen aber für 
den deutschen Rechtsraum aus dem Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb (UWG), da ein Verstoß gegen die 
Geoblocking-Verordnung einen Rechtsbruch darstellt.  
Damit drohen dem Anbieter, der sich nicht an die Ge- und 
Verbote der Geoblocking-Verordnung hält, insbesondere 
Unterlassungsklagen von Verbraucherschutzverbänden 
und Konkurrenten.

GEOBLOCKING-VERORDNUNG – UND NUN?
Mangels einschlägiger Urteile der Gerichte ist noch nicht 
eindeutig abzuschätzen, was im Einzelfall gegen die Geo-
blocking-Verordnung verstößt und was zulässig ist. Dies 
wird sich erst im Laufe der Zeit zeigen, wenn sich die Ge-
richte mit der Auslegung der Geoblocking-Verordnung 
befasst haben. Wie so oft, gilt daher einmal mehr: Vorsicht 
ist besser als Nachsicht.

Wir unterstützen Sie 
bei allen Fragen rund 
um die Geoblocking-
Verordnung gern.
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Dr. Hans-Jörg Schulze Dr. Niklas Füchtenkord

Tatsächlich zeigen nationale wie 
internationale Entwicklungen, dass 
die DSGVO verstärkt als Instrument 
zur Intensivierung und Vereinheit-  
lichung des Datenschutzes durch 
die Aufsichtsbehörden genutzt wird. 
Insbesondere im Gesundheitswesen, 
in dem mehr noch als in anderen Be-
reichen mitunter hochsensible, nach 
der DSGVO z. T. als besonders schüt-
zenswert eingestufte Daten verarbei-
tet werden, müssen die Vorgaben der 
DSGVO sorgfältig beachtet werden.

RECHTMÄSSIGKEIT DER 
VERARBEITUNG:
Bei der Beurteilung der Frage, ob 
eine Datenverarbeitung rechtmäßig 
ist, ist zu unterscheiden: Im Kran-
kenhausbetrieb wie in Arztpraxen 
ist die Verarbeitung von Mitarbei-
terdaten in der Praxis regelmäßig 
für die Durchführung des Beschäfti-
gungsverhältnisses erforderlich und 
damit gerechtfertigt. Darüber hinaus 
kommt z. B. bei der Vorstellung der 
Praxismitarbeiter mit Fotos auf der 
Praxiswebsite eine gesonderte Ein-
willigung als Rechtfertigungsgrund 
in Betracht.

Bei der Verarbeitung von Patien-
tendaten sind hingegen weiterge-

hende Anforderungen zu beachten: 
Wie jede andere Verarbeitung von 
Daten ist auch die Verarbeitung die-
ser Daten nach der DSGVO nur dann 
zulässig, wenn ein Rechtfertigungs-
grund vorliegt. Besonderen Rechtfer-
tigungsanforderungen unterliegen 
dabei „Gesundheitsdaten“, da es sich 
bei ihnen um eine besondere Ka-
tegorie personenbezogener Daten 
handelt, die sich auf die körperliche 
oder geistige Gesundheit einer na-
türlichen Person einschließlich der 
Erbringung von Gesundheitsdienst-
leistungen beziehen und aus denen 
Informationen über den Gesund-
heitszustand der Person hervorgehen. 
Hierunter fallen grundsätzlich auch 
Patientendaten, wenn und soweit sie 
Aufschluss über den Gesundheitszu-
stand des Patienten geben. Die Ver-
arbeitung von Gesundheitsdaten ist 
auch ohne Einwilligung des Patien-
ten zulässig, wenn die Verarbeitung 
beispielsweise für die medizinische 
Diagnostik, die Versorgung oder Be-
handlung im Gesundheits- oder So-
zialbereich oder für die Verwaltung 
von Systemen und Diensten im Ge-
sundheits- oder Sozialbereich erfor-
derlich ist und diese Daten von ärzt-
lichem Personal oder durch sonstige 

Personen, die einer entsprechenden 
Geheimhaltungspflicht unterliegen, 
verarbeitet werden. Soweit also Ge-
sundheitsdaten zur Durchführung 
des Behandlungsvertrages verarbeitet 
werden (z. B. durch Eintragung in  
die Patientenakte), wird hierfür kei-
ne ausdrückliche Einwilligung des 
jeweiligen Patienten benötigt.

Wir gehen derzeit davon aus, 
dass auch Behandler desselben 
Krankenhausträgers keiner geson-
derten Einwilligung des Patienten 
bedürfen, wenn sie im Rahmen ih-
rer Behandlung auf die Patienten-
akte zurückgreifen. Erfolgt dagegen 
die Datenweitergabe an Dritte (z. B. 
Terminvergabeportale, Gesundheits-
plattformen), wird hierfür eine aus-
drückliche Einwilligung des Patien-
ten benötigt, wobei die Einwilligung 
schriftlich erfolgen sollte und sowohl 
der Zweck der Datenverarbeitung als 
auch der Datenempfänger benannt 
werden sollten.

AUFTRAGSDATENVERARBEITUNG:
Bei Einsatz externer Dienstleister, die 
Zugriff auf Mitarbeiter- oder Pati-
entendaten haben, ist der Abschluss 
eines Vertrages zur Auftragsdatenver-
arbeitung erforderlich. Dies betrifft 

im Gesundheitsbereich insbesondere 
Dienstleister, die z. B. zur Wartung 
der Praxissoftware oder auch für die 
externe Abrechnung herangezogen 
werden. In diesem Falle muss sich der 
Auftraggeber davon überzeugen, dass 
der Dienstleister, der die Möglichkeit 
des Datenzugriffs hat, die Vorschrif-
ten zum Datenschutz einhält und 
entsprechende technische und orga-
nisatorische Vorkehrungen getroffen 
hat.

VERARBEITUNGSVERZEICHNIS:
Erforderlich ist ferner die Erstellung 
eines Verarbeitungsverzeichnisses für 
jede Verarbeitung von Daten. Der 
notwendige Inhalt eines Verarbei-
tungsverzeichnisses ergibt sich aus 
der DSGVO und umfasst z. B. An-
gaben über den Zweck der Verarbei-
tung (z. B. ärztliche Dokumentation), 
die betroffenen Personengruppe (z. B. 
Patienten), die Datenkategorie (z. B. 
Gesundheitsdaten), die Empfänger-
gruppe, denen gegenüber die Daten 
offengelegt werden, (z. B. Kostenträ-
ger) und Fristen für die Löschung 
der Daten. Da Krankenhäuser und 
Arztpraxen wie jeder andere Verant-
wortliche auf Aufforderung der zu-

Datenschutzgrundverordnung – 
aktuelle Implikationen 

für das Gesundheitswesen

ständigen Behörde die Einhaltung 
der datenschutzrechtlichen Pflichten 
nachweisen müssen, sollten die Ver-
arbeitungsverzeichnisse sorgfältig ge-
führt und gepflegt werden.

DATENSCHUTZBEAUFTRAGTER:
Nach den Vorgaben der DSGVO und 
des BDSG kann die Benennung eines 
Datenschutzbeauftragten erforder-
lich sein. Dies ist bei Betrieben der 
Fall, in denen in der Regel 10 oder 
mehr Personen ständig mit der au-
tomatisierten Datenverarbeitung 
befasst sind. Erfasst von der „10-Per-
sonen-Regel“ sind also neben Ärzten 
insbesondere medizinische Fachan-
gestellte und sonstiges nichtärztli-

ches Assistenzpersonal, während z. B. 
Reinigungskräfte nicht zum genann-
ten Personenkreis zählen. Der Daten-
schutzbeauftragte muss dabei zumin-
dest eine hinreichende Schulung in 
diesem Gebiet zum Nachweis seiner 
technischen und rechtlichen Qualifi-
kation vorweisen können.

AUSBLICK:
Die Aufsichtsbehörden sind inzwi-
schen personell und fachlich ge-
wappnet, um etwaigen Verstößen 
nachzugehen. Dementsprechend 
ist davon auszugehen, dass künftig 
Bußgelder verhängt werden, wenn 
die datenschutzrechtlichen Vor-
gaben völlig unbeachtet bleiben 
bzw. nur oberflächlich umgesetzt 
werden. So wurde erst kürzlich der 
Fall eines portugiesischen Kranken-
hauses bekannt, welches Patienten-
daten nicht genügend vor externer 
Einsichtnahme geschützt hatte. Da-
durch konnten externe Dienstleister 
auf Daten frei zugreifen, die eigent-
lich nur durch die am Krankenhaus 
tätigen Ärzte hätten eingesehen 
werden dürfen. Dem Krankenhaus 
wurde durch die zuständige Auf-
sichtsbehörde ein Bußgeld in Höhe 
von rund EUR 400.000 auferlegt – 
Anlass genug, um auch hierzulande 
die Umsetzung der erforderlichen 
Standards praxis- bzw. hausintern 
zu überprüfen! 

Seit dem 25. Mai 2018 gelten europaweit die neuen Vorschriften der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO). Nach der anfänglichen Aufregung aufgrund vermeintlicher Hürden bei der Umsetzung 
und der drohenden Strafen bei Verstößen scheint es rund sechs Monate später um die DSGVO still 
geworden zu sein. Insbesondere in Deutschland sind die befürchtete Ahndung mit Bußgeldern sowie 

Abmahnwellen bisher (noch) ausgeblieben. Dies ist indes nur eine scheinbare Ruhe. 
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